
Schriftliche Anfrage
der Abgeordneten Tessa Ganserer, Gülseren Demirel BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 17.06.2019

Situation von geflüchteten LGBTIQ*-Menschen in bayerischen Asylbewerberun-
terkünften und ANKER-Zentren

Homosexualität ist in vielen Ländern der Erde ein Straftatbestand, der mit Gefängnis-
strafen oder auch dem Tode geahndet werden kann. In vielen weiteren Ländern kommt 
dazu die gesellschaftliche Ächtung dieser Personengruppen. In den meisten dieser 
Länder besteht die juristische und zivilgesellschaftliche Ächtung auch für trans*- und 
intersexuelle Menschen.

Wer sich nicht verstecken will, verliert oft Freunde und Familie, riskiert Verhaftungen 
und Gewalt psychischer und physischer Art. Viele homosexuelle oder trans*-/intersexu-
elle Menschen fliehen daher, um anderswo ein Leben in Sicherheit führen zu können.

Zu diesen Ländern gehört auch Deutschland. Wie aufgeschlossen Deutschland ge-
genüber queeren Menschen ist, ist vielen jedoch unbekannt. Immer wieder gibt es Fäl-
le, bei denen Menschen sich erst aus Panik vor einer Abschiebung bei Betreuerinnen  
und Betreuern oder den Behörden outen.

Da die Unterbringung zunächst in Erstaufnahmeeinrichtungen, später in Sammelun-
terkünften oder ANKER-Zentren stattfindet, treffen queere Geflüchtete nicht auf Akzep-
tanz und Verständnis der deutschen Gesellschaft, sondern meist auf kulturell bedingte 
Ablehnung anderer Geflüchteter. Es gibt diverse Berichte, die Gewalt gegen Schwule, 
Lesben und andere queere Geflüchtete dokumentieren. Auch das Sicherheitspersonal 
spielt hier eine gewichtige Rolle, wenn es nicht sensibilisiert ist für das Thema LGBTIQ*.

Daher fragen wir die Staatsregierung:

1. a) Woher kommen LGBTIQ*-Geflüchtete nach Bayern (aufgeschlüsselt nach Her-
kunftsländern)? 

 b) Bei wie vielen wurde im Asylverfahren der Fluchtgrund „sex. Orientierung/Identi-
tät“ akzeptiert (aufgeschlüsselt nach Jahren ab 2015)?

 c) Woher kommen die Geflüchteten, bei denen ihre sexuelle Orientierung oder Iden-
tität als Fluchtgrund akzeptiert wurde (aufgeschlüsselt nach Herkunftsländern)?

2. a) Wer schult Träger von Einrichtungen, ihr Personal und Sicherheitsdienste von 
Unterkünften auf den Umgang mit LGBTIQ*-Geflüchteten?

 b) Sind homo-/trans*phobe Vorfälle zwischen queeren Geflüchteten und Angestell-
ten von Unterkünften (pädagogisches Personal oder Sicherheitsdienst) bekannt 
(Fallzahl aufschlüsseln nach Jahren ab 2015)?

 c) Sind homo-/trans*phobe Vorfälle zwischen queeren Geflüchteten und anderen 
Geflüchteten bekannt (Fallzahl aufschlüsseln nach Jahren ab 2015)?

3. a) Zu welchem Zeitpunkt ihres Aufenthalts in Bayern werden Geflüchtete darauf hin-
gewiesen, dass LGBTIQ*-Personen in Deutschland rechtlich weitgehend gleich-
gestellt und gesellschaftlich akzeptiert sind, dass keine Gewalt gegen sie ausge-
übt werden darf und dass Homosexualität, Intersexualität und Trans*sexualität 
offen angesprochen werden können, mit Verweis auf spezielle Beratungsange-
bote?

 b) Wer informiert das Personal in Unterkünften über spezielle Beratungsstellen?
 c) Wie oft wurden diese Informationen seit 2015 aktuaisiert?
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4. a) Welche speziellen Beratungsstellen für LGBTIQ*-Geflüchtete sind der Staats-
regierung bekannt (aufgeschlüsselt nach Regierungsbezirken, Kommunen und 
Trägern)?

 b) Wie viele Beratungen wurden dort in Anspruch genommen (aufgeschlüsselt nach 
Jahren ab 2015)?

 c) In welchem Umfang werden diese speziellen Beratungsstellen vom Freistaat fi-
nanziell unterstützt?

5. a) Welche separaten Unterbringungsmöglichkeiten sind bekannt (aufgeschlüsselt 
nach Regierungsbezirken, Kommunen und Trägern)?

 b) Wie viele Geflüchtete haben auf Basis ihrer sexuellen Orientierung oder Identi-
tät und/oder negativer Erfahrungen in Sammelunterkünften eine separate Unter-
bringung beantragt (aufgeschlüsselt nach Beantragungen, Gestattungen, Regie-
rungsbezirken und Jahren ab 2015)?

 c) In welchem Umfang werden separate Unterbringungsmöglichkeiten vom Frei-
staat finanziell unterstützt?

6. a) Wie oft hat der Freistaat Bayern direkt mit Beratungsstellen sowie Trägern se-
parater Unterbringungsmöglichkeiten für LGBTIQ*-Geflüchtete Kontakt gehabt 
(aufgeschlüsselt nach Jahren ab 2015)?

 b) Welche Bedürfnisse, Problematiken, Vorschläge und Einschätzungen seitens 
der Fachberatungsstellen und der Träger der separaten Unterbringungsmöglich-
keiten wurden dem Freistaat dabei zugetragen?

 c) Was wurde nach der Kommunikation der Bedürfnisse, Problematiken, Vorschlä-
ge und Einschätzungen durch Fachberatungsstellen und Träger der separaten 
Unterbringungsmöglichkeiten seitens der Staatsregierung vorgenommen bzw. 
optimiert?

7. a) Wie viele Fälle von (sexueller) Gewalt gegen allein reisende Frauen gab es in 
Bayern (aufgeschlüsselt nach Jahren ab 2015, Regierungsbezirken, Faktor mit 
Kind/ohne Kind)?

 b) Wie viele dieser Frauen haben im Verlauf ihres Asylverfahrens Homosexualität 
als Fluchtgrund genannt?

 c) Welche Personengruppen hält die Staatsregierung für besonders schutzbedürf-
tig und räumt ihnen von Beginn des Aufenthalts in Bayern an das Recht auf ge-
sonderte Unterbringung oder anderen besonderen Schutz ein (aufgeschlüsselt 
nach den entsprechenden Personengruppen wie allein reisende Frauen, queere 
Geflüchtete etc.)?

8. a) In welchem finanziellen Umfang hat der Freistaat in Sensibilisierungsmaßnah-
men von Fach- und Sicherheitspersonal in Bezug auf den Umgang mit queeren 
Geflüchteten investiert (aufgeschlüsselt nach Jahren ab 2015)?

 b) Existiert eine Evaluation, die eine positive Wirkung von sensibilisierenden Maß-
nahme bei Fach- und Sicherheitspersonal auf den Umgang mit queeren geflüch-
teten belegen kann (aufgeschlüsselt über Fallzahlen queer*phober Gewalt psy-
chischer und physischer Art nach Jahren ab 2015 und Regierungsbezirken)?

 c) Welche Verbesserungen im Umgang mit queeren Geflüchteten plant die Staats-
regierung aktuell?
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Antwort
des Staatsministeriums des Innern, für Sport und Integration im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales
vom 15.07.2019

1. a) Woher kommen LGBTIQ*-Geflüchtete nach Bayern (aufgeschlüsselt nach 
Herkunftsländern)? 

 b) Bei wie vielen wurde im Asylverfahren der Fluchtgrund „sex. Orientierung/
Identität“ akzeptiert (aufgeschlüsselt nach Jahren ab 2015)?

 c) Woher kommen die Geflüchteten, bei denen ihre sexuelle Orientierung 
oder Identität als Fluchtgrund akzeptiert wurde (aufgeschlüsselt nach Her-
kunftsländern)?

Für die Durchführung der Asylverfahren ist das Bundesamt für Migration und Flüchtlin-
ge (BAMF) zuständig. Die Antrags-, Entscheidungs- und Bestandsstatistik des BAMF 
weist jeweils nach Herkunftsländern nur die Zahl der Erst- und Folgeanträge sowie 
die Art und Zahl der Asylentscheidungen (Anerkennungen als Asylberechtigte nach 
Art. 16a Grundgesetz – GG, Anerkennungen als Flüchtling gemäß § 3 Abs. 1 Asylgesetz 
– AsylG, Gewährung von subsidiärem Schutz gemäß § 4 Abs. 1 AsylG, Feststellung 
eines Abschiebungsverbotes gemäß § 60 Abs. 57 Aufenthaltsgesetz – AufenthG, Ab-
lehnungen, sonstige Verfahrenserledigungen) aus. Eine Differenzierung nach Flucht-
gründen im Sinne der Fragestellung erfolgt nicht. Weiter gehende Erkenntnisse liegen 
der Staatsregierung nicht vor.

2. a) Wer schult Träger von Einrichtungen, ihr Personal und Sicherheitsdienste 
von Unterkünften auf den Umgang mit LGBTIQ*-Geflüchteten?

Die Regierungen und Kreisverwaltungsbehörden sind als Träger der staatlichen Unter-
künfte im Bereich der Erstaufnahme und der Anschlussunterbringung für den Umgang 
mit LGBTIQ*-Geflüchteten sensibilisiert. Das staatliche Unterkunftspersonal hat weiter-
hin die Möglichkeit, an internen und externen Fortbildungen verschiedener Anbieter teil-
zunehmen. Beispielsweise fanden bereits Schulungen für die Gewaltschutzkoordinato-
rinnen und -koordinatoren sowie Unterkunftsleitungen in Kooperation mit UNICEF statt.

Bei der Vergabe von Aufträgen an private Sicherheitsdienste werden diese regel-
mäßig verpflichtet, die eingesetzten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fortzubilden. Aus-
drücklich vorgeschriebene Schulungsbestandteile sind dabei interkulturelle Kompetenz, 
kulturelle Grundorientierung sowie der Umgang mit Stereotypen.

 b) Sind homo-/trans*phobe Vorfälle zwischen queeren Geflüchteten und An-
gestellten von Unterkünften (pädagogisches Personal oder Sicherheits-
dienst) bekannt (Fallzahl aufschlüsseln nach Jahren ab 2015)?

 c) Sind homo-/trans*phobe Vorfälle zwischen queeren Geflüchteten und ande-
ren Geflüchteten bekannt (Fallzahl aufschlüsseln nach Jahren ab 2015)?

Es sei explizit darauf hingewiesen, dass die sexuelle Orientierung von Personen nicht 
im Kriminalpolizeilichen Meldedienst in Fällen Politisch Motivierter Kriminalität (KPMD-
PMK) gespeichert wird. Es kann ausschließlich die Motivation der Täter, hier gegen die 
sexuelle Orientierung, beauskunftet werden.

In diesem Sinne wurden nach Recherche des Landeskriminalamts (BLKA) seit 2016 
keine Politisch Motivierten Straftaten im KPMD-PMK erfasst. 
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3. a) Zu welchem Zeitpunkt ihres Aufenthalts in Bayern werden Geflüchtete da-
rauf hingewiesen, dass LGBTIQ*-Personen in Deutschland rechtlich weitge-
hend gleichgestellt und gesellschaftlich akzeptiert sind, dass keine Gewalt 
gegen sie ausgeübt werden darf und dass Homosexualität, Intersexualität 
und Trans*sexualität offen angesprochen werden können, mit Verweis auf 
spezielle Beratungsangebote?

Eine gesetzliche Belehrungspflicht besteht insoweit nicht. Soweit sich aber während 
des Aufenthalts von LGBTIQ*-Personen Anhaltspunkte zur sexuellen Orientierung er-
geben, werden die Belange entsprechend thematisiert.

 b) Wer informiert das Personal in Unterkünften über spezielle Beratungsstel-
len?

Die Information des Personals in den Unterkünften über Beratungsstellen erfolgt durch 
die jeweils zuständige Regierung. Weiterhin kann die Unterkunftsverwaltung entspre-
chende Informationen auch von den Flüchtlings- und Integrationsberatern vor Ort er-
halten. 

 c) Wie oft wurden diese Informationen seit 2015 aktuaisiert?

Die Aktualisierungen erfolgen jeweils standort- und anlassbezogen, eine Erfassung die-
ser Daten erfolgt nicht. 

4. a) Welche speziellen Beratungsstellen für LGBTIQ*-Geflüchtete sind der 
Staatsregierung bekannt (aufgeschlüsselt nach Regierungsbezirken, Kom-
munen und Trägern)?

 b) Wie viele Beratungen wurden dort in Anspruch genommen (aufgeschlüs-
selt nach Jahren ab 2015)?

 c) In welchem Umfang werden diese speziellen Beratungsstellen vom Frei-
staat finanziell unterstützt?

Eine Aufstellung über Beratungsstellen speziell für die Anliegen von schwulen, lesbi-
schen, bisexuellen, transsexuellen, intersexuellen und queeren Geflüchteten liegt der 
Staatsregierung nicht vor. Entsprechend können zur Anzahl in Anspruch genommener 
Beratungen und zur finanziellen Unterstützung spezieller Beratungsstellen keine Anga-
ben gemacht werden.

5. a) Welche separaten Unterbringungsmöglichkeiten sind bekannt (aufge-
schlüsselt nach Regierungsbezirken, Kommunen und Trägern)?

In allen Regierungsbezirken existieren sowohl im Bereich der Erstaufnahme als auch 
in der Anschlussunterbringung (Träger sind die Regierungen bzw. Kreisverwaltungsbe-
hörden) separate Unterbringungsmöglichkeiten nur für Frauen bzw. Frauen mit Kindern.

In allen Regierungsbezirken besteht die Möglichkeit, im Rahmen der Zimmerbele-
gung besondere Bedürfnisse zu berücksichtigen (Einzelzimmer, spezieller Unterbrin-
gungsbereich innerhalb einer Einrichtung o. Ä.).

Unter den Voraussetzungen des Art. 4 Abs. 3 und 5 Aufnahmegesetz (AufnG) kann 
weiterhin in Ausnahmefällen die Gestattung der privaten Wohnsitznahme außerhalb 
einer Asylunterkunft gewährt werden.

Separate Unterkünfte speziell für LGBTIQ*-Personen gibt es in den Regierungsbezir-
ken Oberbayern und Mittelfranken im Rahmen der Anschlussunterbringung. Träger sind 
die Landeshauptstadt München bzw. die Stadt Nürnberg. Betroffene Personen können 
einen entsprechenden Umverteilungsantrag stellen.
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 b) Wie viele Geflüchtete haben auf Basis ihrer sexuellen Orientierung oder 
Identität und/oder negativer Erfahrungen in Sammelunterkünften eine se-
parate Unterbringung beantragt (aufgeschlüsselt nach Beantragungen, Ge-
stattungen, Regierungsbezirken und Jahren ab 2015)?

Eine automatisierte Auswertung und Beantwortung der gegebenen Fragestellung ist 
nicht möglich. Eine bayernweite händische Überprüfung sämtlicher einschlägiger Akten 
bei Regierungen und Landratsämtern wäre mit einem unverhältnismäßigen Aufwand 
verbunden und ist aufgrund der für die Beantwortung der Schriftlichen Anfrage zur Ver-
fügung stehenden Zeit nicht möglich.

 c) In welchem Umfang werden separate Unterbringungsmöglichkeiten vom 
Freistaat finanziell unterstützt?

Kosten für durch die Regierungen betriebene Gemeinschaftsunterkünfte und ANKER-
Einrichtungen bzw. deren Dependancen werden durch die Regierungen unmittelbar auf 
den Staatshaushalt gebucht. Den Landkreisen und kreisfreien Gemeinden erstattet der 
Freistaat Bayern nach Art. 8 AufnG die unter Beachtung der Grundsätze der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit notwendigen Kosten für Asylbewerberunterkünfte. Es erfolgt 
hierbei eine vollumfängliche Erstattung.

6. a) Wie oft hat der Freistaat Bayern direkt mit Beratungsstellen sowie Trägern 
separater Unterbringungsmöglichkeiten für LGBTIQ*-Geflüchtete Kontakt 
gehabt (aufgeschlüsselt nach Jahren ab 2015)?

 b) Welche Bedürfnisse, Problematiken, Vorschläge und Einschätzungen sei-
tens der Fachberatungsstellen und der Träger der separaten Unterbrin-
gungsmöglichkeiten wurden dem Freistaat dabei zugetragen?

 c) Was wurde nach der Kommunikation der Bedürfnisse, Problematiken, Vor-
schläge und Einschätzungen durch Fachberatungsstellen und Träger der 
separaten Unterbringungsmöglichkeiten seitens der Staatsregierung vor-
genommen bzw. optimiert?

Eine Auswertung über alle Kontaktaufnahmen zwischen den Beschäftigten des Frei-
staates Bayern und Beratungsstellen bzw. Trägern separater Unterbringungsmöglich-
keiten für LGBTIQ*-Geflüchtete existiert nicht.  

7. a) Wie viele Fälle von (sexueller) Gewalt gegen allein reisende Frauen gab es 
in Bayern (aufgeschlüsselt nach Jahren ab 2015, Regierungsbezirken, Fak-
tor mit Kind/ohne Kind)?

 b) Wie viele dieser Frauen haben im Verlauf ihres Asylverfahrens Homosexu-
alität als Fluchtgrund genannt?

Eine automatisierte Beauskunftung der Polizeilichen Kriminalstatistik ist im Sinne der 
Fragestellung nach Mitteilung des Landeskriminalamtes nicht möglich. Entsprechend 
können die Fragen nicht beantwortet werden. 

 c) Welche Personengruppen hält die Staatsregierung für besonders schutzbe-
dürftig und räumt ihnen von Beginn des Aufenthalts in Bayern an das Recht 
auf gesonderte Unterbringung oder anderen besonderen Schutz ein (aufge-
schlüsselt nach den entsprechenden Personengruppen wie allein reisende 
Frauen, queere Geflüchtete etc.)?

Der Bedarf an gesonderter Unterbringung bzw. die besondere Schutzbedürftigkeit wird 
individuell festgestellt. Die Mitarbeiter der Unterbringungsverwaltung sind entsprechend 
sensibilisiert, im Kontakt mit den untergebrachten Personen einen solchen Bedarf zu 
erkennen.
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8. a) In welchem finanziellen Umfang hat der Freistaat in Sensibilisierungsmaß-
nahmen von Fach- und Sicherheitspersonal in Bezug auf den Umgang mit 
queeren Geflüchteten investiert (aufgeschlüsselt nach Jahren ab 2015)?

Diese Frage könnte nur durch eine verwaltungsaufwendige und zeitintensive Abfrage 
bei den Regierungen beantwortet werden. Dies ist nicht mit vertretbarem Aufwand und 
nicht in der für die Beantwortung der Schriftlichen Anfrage zur Verfügung stehenden 
Zeit möglich.

 b) Existiert eine Evaluation, die eine positive Wirkung von sensibilisierenden 
Maßnahme bei Fach- und Sicherheitspersonal auf den Umgang mit queeren 
geflüchteten belegen kann (aufgeschlüsselt über Fallzahlen queer*phober 
Gewalt psychischer und physischer Art nach Jahren ab 2015 und Regie-
rungsbezirken)?

Eine entsprechende Evaluation existiert nicht.

 c) Welche Verbesserungen im Umgang mit queeren Geflüchteten plant die 
Staatsregierung aktuell?

Im Rahmen der Umsetzung des Bayerischen Schutzkonzepts der Unterbringungsver-
waltung zur Prävention von Gewalt soll mittels des Einsatzes von Gewaltschutzkoor-
dinatorinnen und -koordinatoren der Schutz und die Sicherheit aller – insbesondere 
vulnerabler – in bayerischen Asylunterkünften untergebrachten Personen weiter ver-
bessert werden. 


